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Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
7. Änderung des Flächennutzungsp lanes der Gemeinde Mistelbach 

Behörde 
1 

Email am: 

Landratsamt Bayreuth poststelle(~v,lra-bt. bayern .de 06.03.2026 

Regierung von Ofr poststelle@reg-ofr.bayern.de 06.03.2026 

Stadt Bayreuth poststelle(a)stadt . bayreuth .de 06.03.2026 

Regionaler Planungsverband 
Oberfranken -Ost geschaeftsstelle@oberfranken-ost.de 06.03.2026 

Staatliches Bauamt Bayreuth poststelle(a),stbabt.bayern.de 06.03.2026 

Wasserwirtschaftsamt Hof poststelle<@wwa-ho.bayem .de 06.03.2026 

Deutsche Telekom AG, Technikniederlassung 
simone.kraus(a),telekom.de 06.03.2026 

Amt für Ländliche 
Entwick lung Bamberg poststelle@ale-ofr.bayern.de 06.03 .2026 

AELF Abteil ung Landwirtschaft u Forsten 06.03.2026 
poststelle@aelf-by .bayern.de 

Evang. -Luth . Pfarramt Msb pfärramt .mistelbach@elkb .de 06.03 .2026 

Kath. Pfa1Tamt Eckersdorf 
ss b. bayreut h@erzbistum-bamberg.de 06.03 .2026 

Stadtwerke Bayreuth info(@stadtwerke-bavreuth.de 06.03 .2026 
klaus .markolf(a),stadtwerke-bayreuth.de 
thorsten.beher@stadtwerke-bayreuth.de 

Bay . Landesamt Denkma lpfl . Beteiligung{ro,blfd.bayern .de 06.03.2026 

Kreisheimatpfleger Just Berthold info@just-bincllach.de 06.03.2026 

Industrie - u Handelskammer Bth info(m,bayreuth.ihk.de 06.03 .2026 

Handwerkskammer von Ofr info@hwk-oberfranken .de 06.03.2026 

Ing. Büro für Tiefbautechnik Bindlach 06.03.2026 
misc@tiefbautechnik-bindlach .de 

Rückantwort: 

16.04.2026 

25.03.2026 
23.04.2026 

31.03 .2026 

--

--

15.04.2026 

13.04.2026 

--

07.04.2026 

--

29.03 .2026 

--

--

13.04.2026 

27.03.2026 

--

--



Landratsamt 
Bayreuth 

Landratsamt Bayreuth, 95440 Bayreuth 

. -te e'"' - 1 r e. 3-j _j 1e -'--~ -

der Landkrei s Bayreuth 

Unser Zeichen: FB41 -262+263/2026 

Über die 
Ansprechpartner : Herr Dominik Busch; Zimmer 335 ,~-"7.""---lr---- :.:.:.=: Telefon : (0921) 728-392 

VG Mistelbach 

An die 
Gemeinde Mistelbach 

Vorhaben: 
Gemarkung: 
Flurstück(e): 

Telefax: (0921) 728-88-392 
E-Mail : dominik.busch @lra-bt.bayern.de 

Datum 

16.04.2026 

Aufstellung des Bebauungsplanes "Bauersgraben I" - Gemeinde Mistelbach 
Mistelbach 
1080, 1081, 1082, 1083, 1084, 1085, 1086, 1087, 1088, 1089, 1090, 1091, 
1092, 1093, 1100, 1103, 1103/8, 1104, 1112, 1117, 1122, 1123, 1124, 1125, 
1127, 1128, 1130, 1121, 1134, 1120, 1119, 1135, 1137, 1138, 1136, 1133 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

das Landratsamt Bayreuth nimmt im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung gern. 
§ 4 Abs. 1 BauGB zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Bauersgraben I" mit gleichzeitiger 
Flächennutzungsplanänderung (Stand: 24.02.2026) wie folgt Stellung : 

I. Baurecht 

Aus städtebaulicher sowie bauplanungsrechtlicher Sicht wird zur geplanten Aufstellung des 
Bebauungsplanes 11 Bauersgraben I" mit gleichzeitiger Flächennutzungsplanänderung wie folgt 
Stellung genommen. Auf nachfolgende Hinweise und Informationen wird verwiesen. Wir bitten 
um Berücksichtigung im Rahmen der weiteren Planungen. 

1. Es wird empfohlen, für das WA 2 die abweichende Bauweise (a) festzusetzen und dabei 
Baukörper mit einer Länge von über 50 m zuzulassen. 

2. Es wird angeregt, die gestalterischen Festsetzungen zu konkretisieren . Insbesondere sollten 
die zulässigen Dachformen für Haupt- und Nebengebäude eindeutig definiert werden. Auch 
hinsichtlich der Dacheindeckung sollten Festsetzungen zu Materialien getroffen werden . 
Materialien, bei denen eine Auswaschung von Schwermetallen zu erwarten ist, sollten 
ausgeschlossen werden . Darüber hinaus werden ergänzende Festsetzungen zur äußeren 
Gestaltung der Gebäude empfohlen . 

Dienstgebäude: 
Markgrafenallee 5 
95448 Bayreuth 

Telefon : 0921 7280 
Telefax: 0921 728880 

Bankverbindungen: 
Sparkasse Bayreuth 
IBAN: DE36 7735 0110 0570 0012 06 

Postbank Nürnberg 
IBAN: DE11 7601 0085 0019 8108 51 

E-Mai l: postste lle@lra-bt. bayern.de Gläubiger-lD : DE97LRA00000048275 

Internet: www. landkre is-bayreuth .de 

Öffnungszeiten : 
Mo : 7:30 bis 14:00 Uhr 
Di: 7:30 bis 14:00 Uhr 
Mi: 7:30 bis 12.00 Uhr 
Do: 7:30 bis 17:00 Uhr 

Fr: 7:30 bis 13:00 Uhr 
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3. Die Festsetzung zur Dachbegrünung sollte überprüft werden, da andernfalls mit einer 
erhöhten Anzahl von Befreiungsanträgen zu rechnen ist. 

4. Sinnvoll wäre eine Festsetzung mit den erforderlichen Stellplätzen, da die Gemeinde 
Mistelbach keine gültige Stellplatzsatzung besitzt. 

5. Die Festsetzung zu Aufschüttungen und Abgrabungen sollte wie folgt angepasst werden: 
„Der Abstand von Stützmauern und Böschungsfuß zu angrenzenden Nachbargrundstücken 
und Verkehrsflächen muss mindestens 1,00 m betragen." 
Ziel ist es, wesentliche Veränderungen des natürlichen Geländes an den Grundstücksgrenzen 
zu vermeiden . 

6. Es wird um Ergänzung eines eindeutigen Bezugspunktes für Einfriedungen gebeten, 
beispielsweise die Oberkante des natürlichen Geländes (OK natürliches Gelände). 

7. Hinsichtlich der Grenzgaragen gern. Art . 6 Abs. 7 BayBO (zulässige Wandhöhe) wird aufgrund 
der vorhandenen Topografie folgende Festsetzung empfohlen: 

,,Für die im Bebauungsplan gekennzeichneten , talseitigen Grundstücke gilt für die Bemessung 
der mittleren Wandhöhe von Gebäuden nach Art. 6 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 BayBO in der aktuellen 
Fassung die Höhe der öffentlichen Verkehrsfläche (OK öffentliche Verkehrsfläche) anstelle der 
natürlichen Geländeoberfläche nach Art. 6 Abs. 4 Satz 2 BayBO als Bezugspunkt. 

Somit darf die für grenzständige, abstandsflächenirrelevante Nebengebäude geltende maximale 
mittlere Wandhöhe, gemessen von der OK öffentliche Verkehrsfläche bis zum Schnittpunkt der 
Außenwand mit der Dachhaut bzw. bis zum oberen Abschluss der Wand, maximal 3,00 m 
betragen (Verweis auf eine beispielhafte Darstellung: vgl. Skizze). 

f\llaßgebender Höhenbezugspunkt für OK öffentliche Verkehrsfläche ist der erste Schnittpunkt 
der Flucht der grenzständigen Außenwand mit der öffentlichen Verkehrsfläche. 

Die betroffenen talseitigen Grundstücke sind in der Planzeichnung mit dem Symbol (t) 

gekennzeichnet. " 

8. Die unterschiedlichen Geltungsbereiche sollten in der Planzeichnung eindeutig durch eine 
sogenannte „Knödellinie" voneinander abgegrenzt werden . 

9. Es wird empfohlen, eine Festsetzung aufzunehmen, wonach die Abstandsflächen gern. Art . 6 
BayBO in der jeweils gültigen Fassung einzuhalten sind. 

10. In der Planung wurde bereits das neu zu errichtende Feuerwehrhaus berücksichtigt. Hier 
bitten wir um Überprüfung, ob das geplante Feuerwehrhaus mit den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes übereinstimmt. 

11 . Zur Flächennutzungsplanänderung bestehen keine Bedenken. ________________________________________________
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Von Seiten des Fachbereichs FB 43 - Wasserrecht und Wasserwirtschaft ergeht folgende 
Stellungnahme : 

Hinweis zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen: 

§ 62 Wasserhaushaltsgesetz (WHG), die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (AwSV) sowie die Anforderungen der allgemein anerkannten 
Regeln der Technik sind zu beachten und einzuhalten. 
Auf eine Anzeigepflicht nach § 40 AwSV für nach § 46 Abs. 2 oder Abs. 3 AwSV prüfpflichtige 

Anlagen mindestens sechs Wochen vor Baubeginn wird hingewiesen . Errichtung ist erst nach 
Ablauf von sechs Wochen nach Eingang der vollständigen Anzeigeunterlagen möglich , es sei 

denn, das Landratsamt hat den Baubeginn eher freigegeben . Musterformulare für eine Anzeige 
nach § 40 AwSV sind auf der Internetseite des Landratsamtes Bayreuth zum Download erhältlich . 

Niederschlagswasser : 

Hinsichtlich der zukünftigen Niederschlagswasserbeseitigung ist unter Umständen eine 
wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. 

Generell gilt, dass für das Versickern von Niederschlagswasser oder das Einleiten in ein 
Gewässer, 

die Anforderungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung vom 01 .01 .2000 
für die erlaubnisfreie Versickerung von gesammelten Niederschlagswasser bzw. 
die Anforderungen der technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von 
Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer bzw. in das Grundwasser sowie 
die allgemein anerkannten Regeln der Technik 

zu beachten sind . 

Können diese Voraussetzungen nicht erfüllt werden, ist für die Ableitung des 
Niederschlagswassers eine gesonderte wasserrechtliche Erlaubnis beim Landratsamt Bayreuth zu 

beantragen. 

Hierfür sind grundsätzlich folgende Unterlagen erforderlich : 
eine Erläuterung 

ein Übersichtslageplan 
ein Lageplan 
Bauzeichnungen 
eine Bescheinigung der Standsicherheit 
ein Eignungsnachweis der zu betreibenden Anlage, der Anlagenteile oder 

technischen Sicherheitsvorkehrungen 
ein Bauwerksverzeichnis sowie Angaben über Unterhaltungspflichtige und 

Kostenbeiträge und 

ein Grundstücksverzeichnis. 
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Im Übrigen verweisen wir ggf. auf die Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Hof . 

Ansprechpartnerin : Frau Schmitt, Tel.: 0921 -728/450 , E-Mail : _:_f?ristel.s..: ,rnitt@lra -bt.b yern.de: 

III. Brandschutz 

Es bestehen keine Bedenken aus der Sicht des abwehrenden Brandschutzes, wenn folgende 

Punkte bei anstehenden Baumaßnahmen beachtet werden: 

Die öffentlichen Verkehrsflächen sind so anzulegen , dass sie hinsichtlich der Fahrbahnbreite und 
Krümmungsradien mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jeder zeit und unbehindert befahren 
werden können . Die Tragfähigkeit und Ausführung muss hierfür für Fahrzeuge bis zu einer 
Achslast von 10 t ausgelegt sein. Grundsätzlich ist DIN 14 090 „Flächen für die Feuerwehr auf 
Grundstücken " und Art. 5 BayBO zu beachten . 

Bei Sackstraßen ist darauf zu achten, dass die sog. ,,Wendehammer " auch für Feuerwehrfahr­
zeuge nutzbar sind . Zur unbehinderten Benutzung ist ein Wendeplatzdurchmesser von 
mindestens 16 m erforderlich . Gegebenenfalls sind Verkehrsbeschränkungen (Halteverbote) zu 
verfügen . 

In Bezug auf evtl. geplante, verkehrsberuhigte Zonen wird darauf hingewiesen , dass Hindernisse 
wie Aufplasterung, Blumen- und Pflanzkübel oder der Einbau von Schwellen die Zufahrt für die 
Feuerwehr nicht behindern dürfen . Die Einhaltung der gemäß BayFwG vorgegebenen Hilfsfrist 
von 10 Minuten muss gewährleistet sein. 

Gebäude, deren zweiter Rettungsweg über Rettungsgeräte der Feuerwehr führt und bei denen 
die Oberkante der Brüstung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als 8 m 
über der Geländeoberfläche liegen , dürfen nur errichtet werden, wenn die Feuerwehr über die 
erforderlichen Rettungsgeräte wie Hubrettungsfahrzeuge verfügt und diese planerisch innerhalb 
der Hilfsfrist vor Ort sein können . Bei Sonderbauten ist der zweite Rettungsweg über 
Rettungsgeräte der Feuerwehr nur zulässig, wenn keine Bedenken wegen der Personenrettung 
bestehen . 

Die notwendige Löschwassermenge ist durch den Ausbau der abhängigen 
Löschwasserversorgung (Hydrantennetz) entsprechend dem Arbeitsblatt W 405 (DVGW), der 

Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung bereitzustellen . 

Wenn die notwendige Löschwassermenge über die gemeindliche Trinkwasserversorgungsanlage 
nicht sichergestellt werden kann, ist die Löschwasserversorgung anderweitig, z. B. über 

unterirdische Löschwasserbehälter nach DIN 14 230 sicherzustellen. 
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Ob eine, über den Grundschutz hinausgehende Löschwassermenge erforderlich ist, hängt von 
der Bauweise und Nutzung der Gebäude ab und kann erst im konkreten Einzelfall festgelegt 
werden . 

Die Abstände zwischen Bauten und Hochspannungsleitungen müssen den Vorschriften des 

Verbandes Deutscher Elektrotechniker VDE 0132 entsprechen. 

Die genannten Forderungen betreffen nur den abwehrenden Brandschutz . Für den 
vorbeugenden, baulichen Brandschutz sind die Bestimmungen der Bayerischen Bauordnung zu 
beachten. 

Ansprechpartner : Herr Schreck, Tel.: 0921 728-308, E-Mail : hern a, n. ehr 

IV. Verkehrswesen 

Die Untere Straßenverkehrsbehörde nimmt zur Aufstellung des Bebauungsplanes "Bauersgraben 
I" mit gleichzeitiger Flächennutzungsplanänderung - Gemeinde Mistelbach wie folgt Stellung: 

Der Geltungsbereich der 7. Flächennutzungsplanänderung befindet sich südlich des 
Gewerbegebiets „Johann-Feilner-Straße ", nördlich des Feldgehölzes am Hackersbach, östlich der 
Staatsstraße 2163 und westlich der Wohnsiedlung „Am Wolfsgarten". 

Das Baugebiet des Bebauungsplanes "Bauersgraben I" befindet sich am westlichen Ortsrand der 
Gemeinde Mistelbach . Es schließt unmittelbar südlich an das bestehende Baugebiet 
„Gewerbegebiet-West 1-3" an. Die Bebauungsplanflächen werden begrenzt durch das 
bestehende Gewerbegebiet im Norden, ein Feldgehölz im Süden, sowie Ackerflächen im Osten 
und Westen . Die gegenständlichen Flächen werden im Flächennutzungsplan als Gewerbe- bzw. 
Mischbauflächen dargestellt. Da die Nachfrage nach Wohnbauflächen die Nachfrage nach 
Gewerbeflächen übersteigt, sollen die bestehenden Darstellungen und Festsetzungen 
weiterentwickelt werden . Da die Festsetzungen des gegenständlichen Bebauungsplans nicht den 

Darstellungen des vor Bebauungsplanaufstellung wirksamen Flächennutzungsplans entsprechen, 
wird dieser im Parallelverfahren (§ 8 Abs. 3 BauGB) geändert. 

Die verkehrliche Erschließung in das neue Baugebiet erfolgt , wie das bestehende Baugebiet 
„Gewerbegebiet-West 1-3", über die Johann-Feilner-Straße. Die Johann-Feilner-Straße mündet 
in die nördlich liegende St 2163. Die Kreuzungen St 2163/Johann-Feilner-Straße liegen 

verkehrsrechtlich innerorts . Es gilt daher eine zulässige Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h . 
Linksabbiegespuren im Zuge der St 2163 sind vorhanden. Aus Sicht der Verkehrsbehörde ist 
damit eine ausreichende Zufahrt gewährleistet. 

Die Erschließung innerhalb des Baugebietes ist als Ringerschließungssystem geplant, von dem 

im Südwesten eine Stichstraße abzweigt. Die Stichstraße endet in einem Wohnhof, der so 
dimensioniert ist, dass das Befahren und Wenden mit einem dreiachsigen Müllfahrzeug möglich 

ist. 9 Die Straßenverläufe sind auf eine Gebietserweiterung entsprechend der übergeordneten 

Rahmenplanung ausgelegt und können ggfs . mit zukünftigen Baugebieten im Osten und 
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Nordwesten verbunden werden. Ein Anschluss des gegenständlichen Bebauungsplans an die 

westlich gelegene in Richtung Hummeltal führende St 2163 ist noch nicht vo rgesehen. 

Lärm: 

Das gegenständliche Baugebiet liegt südlich der St 2163, getrennt vom Gewerbegebiet, und 

westlich der St 2163. Falls die Grenzwerte der straßenbedingten Lärmemissionen einschlägiger 

Regelwerke, überschritten werden, sind geeignete Maßnahmen zum passiven oder aktiven 

Lärmschutz vorzusehen. Die Gemeinde Mistelbach wird gebeten, entsprechende Festsetzungen 

im Bebauungsplan zu berücksichtigen. Forderungen gegen d ie Untere Straßenverkehrsbehörde 

auf verkehrsrechtliche Maßnahmen im Zuge der St 2163 können daraus nicht abgeleitet werden . 

Ansprechpartner : Herr Schwarzbeck, Tel.: 0921 728-258 , E-Mail : rnarti . cl wan:oeck@lra­
bt,ba ·e ·n. ·e 

V. Immissionsschutz 

Aus immissionsschutzfachlicher Sicht kann der momentanen Planung nicht zugestimmt werden, 

da laut der Anlage 5.2 des Schallgutachtens sowohl das MI als auch die erste Häuserreihe des 

WA in einem Bereich liegen, in dem die Immissionsgrenzwerte in der Nachtzeit aufgrund des 

angrenzenden Gewerbegebietes nicht eingehalten werden können bzw. das Gewerbegebiet 

durch momentane Planungen potenziell eingeschränkt wird . Daher wird empfohlen die erste 

Häuserreihe des WA zu einem MI zu machen und das geplante MI gänzlich zu streichen . 

Entgegen der ursprünglich von AELF gemachten Aussagen zeigen die von Herrn Opel 

vorgelegten Unterlagen, dass die Geruchsstundenhäufigkeiten von 10 % für ein WA in 

Teilbereichen des geplanten Wohngebietes zum Teil deutlich überschritten werden, daher 

müssen aus fachlicher Sicht hier ebenfalls Anpassungen vorgenommen werden . Bzw. auch im 

Hinblick auf die geplante Erweiterung des Betriebes eine gemeinsame Lösung gefunden werden . 

Im Bebauungsplan sind die Punkte unter IV. 2 und 3 rechtswidrig bzw. für den Vollzug nicht 
relevant und daher zu streichen . 

Ansprechpartner : Herr Fix, Tel.: 0921 728 -528, E-Mail: sergej .fix@lra -bt.bayen .de 

VI. Abfallrecht 

Von Seiten des Fachbereichs FB 40 - Abfallrecht und Abfallwirtschaft bestehen keine Bedenken 

gegen das geplante Vorhaben . 

Es ergeht jedoch der Hinweis, dass auf öffentlichen Straßen durchgängig eine Durchfahrtsbreite 

von 3,50 m für die Müllfahrzeuge gegeben sein muss und Wendeanlagen einen Durchmesser 

von 25 m nicht unterschreiten sollen . 

TobiasRauh
Hervorheben
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Sollten die oben genannten Parameter nicht eingehalten werden, so kann die Straße durch die 
Müllabfuhr nicht sicher befahren werden und die Tonnen sind zur Entleerung an die nächste 
vom Müllfahrzeug ordnungsgemäß anfahrbare öffentliche Verkehrsfläche zu verbringen . 

Ansprechpartner: Herr Bittner , Tel.: 0921 728-401, E-Mail: christicmbittner@lr - t.bayerr . ;e 

VII. Behindertenbeauftragter 

Gemäß §1 Abs. 6 BauGB sind im Rahmen der Bauleitplanung auch die Belange von Menschen 
mit Behinderung zu berücksichtigen . 

Im betreffenden Gebiet entstehen entlang der Straßen keine Gehwege. Wenn das Terrain es 
zulässt, sollten die maximalen Längs- und Querneigungen laut DIN 18040-3 berücksichtigt 
werden . Die Oberflächen müssen eben und gut berollbar sein. Dies gilt ebenfalls für den 
geplanten Geh- und Radweg als Verlängerung der Johann-Feilner-Straße . 

Ansprechpartner : Herr Henche, Tel.: 0921 728-275, E-Mail: simon . enche@lra-bt.bayern.de 

VIII. Sonstiges 

Von Seiten der weiteren Fachstellen (FB 40 - Bodenschutzrecht, FB 44 - Naturschutz und FB 50 -
Gesundheitswesen) wurden keine Bedenken gegen die Planungen vorgetragen . 

Die Kommunalaufsicht (FB 20 - Kommunales) war im Rahmen der Behördenbeteiligung 
zunächst nicht zu beteiligen . Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass mit der Aufstellung von 
Bauleitplanungen verbundene kommunalrechtliche als auch haushalts- und abgabenrechtliche 
Aspekte durch die Kommune eigenverantwortlich zu beachten sind. Konkrete Fragestellungen 
hierzu wären bei Bedarf unter Darlegung der eigenen Rechtseinschätzung der Kommune direkt 
an die Kommunalaufsicht am Landratsamt Bayreuth (Fachbereich 20) heranzutragen . 

Wir bitten darum, uns über den weiteren Fortgang dieser Bauleitplanung zu informieren und uns 
im Rahmen der erneuten bzw. förmlichen Behördenbeteiligung gern. § 4 Abs. 2 BauGB zu 
beteiligen. 

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung . 

Mit freundlichen Grüßen 

Busch 




















































